
Aufnahmeantrag
in die Freiwillige Feuerwehr

Ich beantrage hiermit meine Aufnahme in die Freiwillige Feuerwehr

Familienname, Vorname Geburtsdatum

Anschrift (Straße, Haus-Nr., PLZ, Ort)

Telefon privat Telefon geschäftlich

Mobil Telefax

Beruf

Führerscheine

Sonstige Kenntnisse

Frühere Dienstzeiten bei Feuerwehren
Feuerwehr

Feuerwehr

Feuerwehr

Letzter Dienstgrad

von bis

von bis

von bis

von

B (bis 3,5 t)

BE (bis 3,5 t + Anhänger)

C 1 (bis 7,5 t)

C (unbeschränkt)
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Arbeitgeber (Bezeichnung und Anschrift)
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E-Mail

Telefon (mit Vorwahl)

L
A

B

Eingangsvermerke



©

Leistungsprüfungen

Feuerwehr-Dienstvorschrift 3

Stufe 1 am Stufe 2 am Stufe 3 am Stufe 4 am Stufe 5 am

Technische Hilfeleistung

Stufe 1 am Stufe 2 am Stufe 3 am Stufe 4 am Stufe 5 am

Lehrgänge

Bei Minderjährigen: Einwilligung der/des gesetzlichen Vertreter(s)

Blatt 2 von 2

Mit dem beantragten Beitritt zur Freiwilligen Feuerwehr bin ich / sind wir einverstanden.

Niederschrift über die Aufnahme

Aufgenommen in die Feuerwehr am

Abgelehnt am

Grund der Ablehnung:
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Stufe 6 am

Stufe 6 am

Ort, Datum

Ort, Datum

Unterschrift

Unterschrift(en)

Ehrungen

Bitte Kopien der Zeugnisse beifügen.

Bitte Kopien der Zeugnisse beifügen.



Kreissparkasse Hildburghausen Raiffeisenbank Grabfeld eG Öffnungszeiten: 
IBAN: DE37 8405 4040 1180 0071 89 IBAN: DE877906 9188 0001 1596 74 Mo + Do    9:00 Uhr bis 12:00 Uhr    13:00 Uhr – 15:30 Uhr 
BIC: HELADEF1HIL BIC: GENODEF1SLZ Di               9:00 Uhr bis 12:00 Uhr    13:00 Uhr – 17:30 Uhr 
  Mi              geschlossen 
  Fr                9:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

       Stadt Römhild   
Bedheim ▪ Eicha ▪ Gleichamberg ▪ Gleicherwiesen ▪ Haina ▪ Hindfeld ▪  
   Mendhausen ▪ Milz ▪ Roth ▪ Römhild ▪ Simmershausen ▪ Sülzdorf ▪  
                                        Westenfeld ▪ Zeilfeld 

 
Stadt Römhild ▪ Griebelstraße 28 ▪ 98630 Römhild Personalamt 

 
Herr Eppler 
Tel.: 036948 / 88123 

 
 

Tel.: 036948/881-0 
Fax: 036948/88122 
E-Mail: th.eppler@stadt-roemhild.de 
Internet: www.stadt-roemhild.de 

 

 
Frau/Herr 
 
 
 
 
 
(Bitte vollständige Adresse angeben!) 

 

Ihr Zeichen: Unser Zeichen:  Datum:    
 
Information über die Verarbeitung Ihrer Daten durch die Stadt Römhild 
 
 
Sehr geehrte/r Frau/Herr………………………………………………, 
 
die Stadt Römhild verarbeitet im Rahmen der Mitgliedschaft in der freiwilligen Feuerwehr personenbe-
zogene Daten. Von Ihnen wurden/werden folgende personenbezogene Daten erhoben:  
 

1. Name, Vorname 
2. private Anschrift  
3. Geburtsdatum 
4. E-Mail-Adresse 
5. Bankverbindung 
6. Sozialversicherungsnummer, 
7. KVT-ZVK-Versicherungsnummer 
8. Feuerwehreintritt  
9. Dienstzeiten in anderen Feuerwehren 
10. Funktion und Tätigkeit 
11. Konfektionsgröße 
12. Schuhgröße 
13. Helmgröße 
14. ggf. Telekommunikationsdaten (z.B. Teilnahme an Rufbereitschaft) 
15. Ehrenämter (soweit sich daraus Freistellungsansprüche ergeben) 
16. Zertifikate über Lehrgangsteilnahme, Beförderungen, Auszeichnungen und Ehrungen 
17. Anschrift Arbeitgeber 
18. Lohn- und Gehaltsdaten 
19. Erfassung von An- und Abwesenheitszeiten 
20. Ermahnungen, Abmahnungen 
21. Einwilligung zur Nutzung Foto (Homepage, Textveröffentlichungen, etc.) 
22. Tauglichkeitsbeurteilung 
23. Führerscheinklasse und Daten über die Gültigkeit des Führerscheins 

 
 



Kreissparkasse Hildburghausen Raiffeisenbank Grabfeld eG Öffnungszeiten: 
IBAN: DE37 8405 4040 1180 0071 89 IBAN: DE877906 9188 0001 1596 74 Mo + Do    9:00 Uhr bis 12:00 Uhr    13:00 Uhr – 15:30 Uhr 
BIC: HELADEF1HIL BIC: GENODEF1SLZ Di               9:00 Uhr bis 12:00 Uhr    13:00 Uhr – 17:30 Uhr 
  Mi              geschlossen 
  Fr                9:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

 
 
 
 
 
Die vorgenannten Daten sind im Rahmen der Mitgliedschaft erforderlich. Sie sind auch Inhalt Ihrer Per-
sonalakte, in welche Sie jederzeit Einsicht nehmen können. 
 
Datenverarbeitung  
 
Von den oben genannten Daten werden jeweils nur die entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen 
erforderlichen Daten an Dritte (z. B. Ärzte zur Durchführung der arbeitsmedizinischen Untersuchun-
gen, Arbeitgeber, Zusatzversorgungskasse, u.a.) weitergegeben.  
 
Datensicherheit 
 
Um die von Ihnen erhobenen Daten vor Manipulationen und unberechtigten Zugriffen zu schützen, ha-
ben wir diverse technische und organisatorische Maßnahmen (wie Regelungen zur Zugangs-, Zugriffs- 
und Zutrittsberechtigung) getroffen.  
 
Auskunftsrecht und Widerruf 
 
Sollten Sie Fragen zur Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung Ihrer personenbezogenen Daten haben 
oder Informationen zur Berichtigung oder Löschung von Daten benötigen, wenden Sie sich bitte an un-
sere Datenschutzbeauftragte Frau König, koenig@stadt-roemhild.de, bzw. an n die Personalverwal-
tung, Herrn Eppler, th.eppler@stadt-roemhild.de. 
 
Den Widerruf erteilter Einwilligungen können Sie in Textform per E-Mail an: koenig@stadt-roemhild.de 
oder schriftlich an: Stadt Römhild -Personalamt-, Griebelstraße 28, 98630 Römhild z.H. Herr Eppler, 
richten. 
 
 
Römhild, den 29.10.2021 
 
 
 
 
Bartholomäus, 
Bürgermeister 
 



 
Kreissparkasse Hildburghausen                             Raiffeisenbank im Grabfeld eG                     Öffnungszeiten 
Konto-Nr. 1 1180 007 189 – BLZ 840 540 40       Konto-Nr. 1 159 674 – BLZ 790 691 88        MO + DO   9:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 15:30 Uhr 
IBAN: DE37 8405 4040 1180 0071 89                  IBAN: DE87 7906 9188 0001 1596 74           DI                9:00 – 12:00 Uhr und 13:00 – 17:30 Uhr 
BIC: HELADEF1HIL                                                    BIC: GENODEF1SLZ                                           FR               9:00 – 12:00 Uhr 

 

       Stadt Römhild   
Bedheim ▪ Eicha ▪ Gleichamberg ▪ Gleicherwiesen ▪ Haina ▪ Hindfeld ▪  
   Mendhausen ▪ Milz ▪  Roth ▪ Römhild ▪ Simmershausen ▪ Sülzdorf ▪  
                                        Westenfeld ▪ Zeilfeld 

 
Stadt Römhild ▪ Griebelstraße 28 ▪ 98630 Römhild  

Herr Eppler 
Tel.: 036948 / 88123 

 
 
Tel.: 036948/881-0 
Fax: 036948/88122 
E-Mail: th.eppler@stadt-roemhild.de 
Internet: www.stadt-roemhild.de 

 

 
Frau/Herr  
 
 

 

Ihr Zeichen:  Unser Zeichen:   Datum:  
 
 
Informationen zur Verarbeitung Ihrer Daten nach Art. 13, 14 und 21 der EU-
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) 
hier: Umsetzung der DSGVO und Beschäftigungsdatenschutz 
 
Sehr geehrte/r Frau/Herr , 
 
in Umsetzung der EU-Datenschutzgrundverordnung erhalten Sie nachfolgende Unterlagen: 
 

1. Information über die Verarbeitung Ihrer Daten seitens der Stadt Römhild 
2. Verpflichtung zur Beachtung des Datenschutzes, zur Wahrung der Vertraulichkeit und 

zur Verschwiegenheit 
3. Merkblatt zum Datengeheimnis 
4. Meldepflicht bei Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten 
5. Einverständniserklärung – dienstliche Verwendung des Namens 
6. Hinweise für den Einsatz mobiler Endgeräte 
7. Hinweise für PC-Benutzer 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Thomas Eppler 
Personalamt 
  
 
 



 

Meldepflicht bei Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten  
 

Sehr geehrte, 
 
mit dem Inkrafttreten der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) wurden neue Regelungen hin-
sichtlich der Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten geschaffen. 
 
Sofern Ihnen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten Verletzungen des Schutzes perso-
nenbezogener Daten bekannt werden, haben Sie diese Verletzung bzw. eine mögliche Verletzung 
(z.B. durch den Verlust des Dienstlaptops oder Diensthandys) unverzüglich (spätestens jedoch in-
nerhalb von 24 Stunden) an den Bürgermeister der Stadt Römhild zu melden. 
 
Bei Ihrer Meldung haben Sie folgende Angaben zu machen: 
 

 Beschreibung der Verletzung 
- welche personenbezogenen Daten sind betroffen 
- wie viele Personen sind von dieser Verletzung betroffen (ggf. Schätzung) 
- wie viele Datensätze sind betroffen 

 Beschreibung der wahrscheinlichen Folgen 
 Ergriffene Maßnahmen zur Behebung der Verletzung 
 Dokumentation der Verletzung, der ergriffenen Maßnahmen und der Meldung 

 
Darüber hinaus sind Sie verpflichtet, Maßnahmen zur Begrenzung der Verletzung des Schutzes 
personenbezogener Daten zu ergreifen, soweit Ihnen dies technisch oder organisatorisch und ohne 
Eigengefährdung möglich ist. 
 
 
Dieses Schreiben wird in Ihrer Personalakte (und ggf. zu Dokumentationszwecken zu den DS-GVO-
Unterlagen) hinterlegt.  
 
 
 
Römhild, den 
Ort, Datum                                                                                             Bartholomäus, Bürgermeister  
 
 
 
 
Über die Verpflichtung zur Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten und 
die sich daraus ergebenden Verhaltensweisen wurde ich unterrichtet.  
 
 
 
 
Ort, Datum                                                                                             Unterschrift des Verpflichteten 



Verpflichtung zur Beachtung des Datenschutzes, zur Wahrung der Vertraulichkeit 
und zur Verschwiegenheit 

Gültig mit Anwendbarkeit der DSGVO ab 25. Mai 2018 

 

 
Sehr geehrte, 
 
da Sie im Rahmen Ihrer Tätigkeit mit personenbezogenen Daten in Kontakt kommen, verpflichte ich 
Sie hiermit zur Beachtung des Datenschutzes, insbesondere zur Wahrung der Vertraulichkeit und 
zur Verschwiegenheit. 
 
Ihre Verpflichtung besteht umfassend. Sie dürfen personenbezogene Daten selbst nicht ohne Be-
fugnis verarbeiten und Sie dürfen anderen Personen diese Daten nicht unbefugt mitteilen oder zu-
gänglich machen.  
 
Unter einer Verarbeitung versteht die EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) jeden mit oder 
ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführten Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im Zu-
sammenhang mit personenbezogenen Daten, wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das 
Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Ver-
wendung, die Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstel-
lung, den Abgleich oder die Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung. 
 
„Personenbezogene Daten“ im Sinne der DSGVO sind alle Informationen, die sich auf eine identifi-
zierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen. Als identifizierbar wird eine natürliche Person 
angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung, wie einem 
Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder 
mehreren besonderen Merkmalen identifiziert werden kann, die Ausdruck der physischen, physiolo-
gischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natür-
lichen Person sind. 
 
Personenbezogene Daten müssen:  
a)  auf rechtmäßige Weise und in einer für die betroffene Person nachvollziehbaren Weise  
     verarbeitet werden;  
b)  für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dürfen nicht in einer mit  
     diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden;  
c)  dem Zweck angemessen und erheblich, sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung  
     notwendige Maß beschränkt sein („Datenminimierung“);  
d)  sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle angemessen- 
     en Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im Hinblick auf die Zwecke  
     ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder berichtigt werden;  
e)  in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen nur so lange  
     ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist;  
f)   in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der personenbezogenen  
     Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger Verarbeitung  
     und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder Schädigung durch 
     geeignete technische und organisatorische Maßnahmen („Integrität und Vertraulichkeit“); 
 
Ihre o.g. Verpflichtung besteht ohne zeitliche Begrenzung und gilt auch nach Beendigung Ihrer Tä-
tigkeit fort.  
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Unter Geltung der DSGVO können Verstöße gegen Datenschutzbestimmungen nach § 42 DSAn-
pUG-EU (BDSG-neu), sowie nach anderen Strafvorschriften mit Freiheits- oder Geldstrafe geahndet 
werden. Datenschutzverstöße können zugleich eine Verletzung arbeits- oder dienstrechtlicher 
Pflichten bedeuten und entsprechende Konsequenzen haben. Auch (zivilrechtliche) Schadenersatz-
ansprüche können sich aus schuldhaften Verstößen gegen diese Verpflichtung ergeben. 
Datenschutzverstöße sind ebenfalls mit möglicherweise sehr hohen Bußgeldern für das Unterneh-
men bedroht, die gegebenenfalls zu Ersatzansprüchen Ihnen gegenüber führen können. 
 
 
Dieses Schreiben wird in Ihrer Personalakte (und ggf. zu Dokumentationszwecken zu den DS-GVO-
Unterlagen) hinterlegt.  
 
 
 
 
Römhild, den 
Ort, Datum                                                                                             Bartholomäus, Bürgermeister  
 
 
 
 
Über die Verpflichtung auf das Datengeheimnis und die sich daraus ergebenden Verhaltensweisen 
wurde ich unterrichtet. Das Merkblatt zur Verpflichtungserklärung sowie die Texte der Art 4 Nr.1, Nr. 
2, Art. 5 Abs. 1, Art. 32 Abs. 4, Art. 83 Abs. 4 DSGVO, der §§ 42, 43 BDSG sowie der §§ 202a ff. 
StGB habe ich erhalten.  
 
 
 
 
 
Ort, Datum                                                                                            Unterschrift des Verpflichteten  
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Merkblatt zum Datengeheimnis 
 

Art. 4 DSGVO Begriffsbestimmungen (Auszug) 
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck: 

1. „personenbezogene Daten“ alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifi-
zierbare natürliche Person (im Folgenden „betroffene Person“) beziehen; als identifizierbar 
wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuord-
nung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer 
Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen identifiziert werden 
kann, die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaft-
lichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen Person sind; 

2. „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführten Vorgang 
oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das 
Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder 
Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Über-
mittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die Ver-
knüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung; 
 

Art. 5 Abs. 1 DSGVO Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
(1) Personenbezogene Daten müssen  

a)  auf rechtmäßige Weise, nach Treu und Glauben und in einer für die betroffene Person  
      nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden („Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach Treu  
      und Glauben, Transparenz“);  
b)  für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dürfen nicht in einer  
      mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden; eine Weiter- 
      verarbeitung für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, für wissenschaftliche  

oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gilt gemäß Art. 89 Abs.1 
nicht als unvereinbar mit den ursprünglichen Zwecken („Zweckbindung“);  

c)  dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung  
      notwendige Maß beschränkt sein („Datenminimierung“);  
d)  sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle angemes-

senen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im Hinblick auf die Zwe-
cke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder berichtigt werden („Richtig-
keit“);  

e)  in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen nur so 
lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist; per-
sonenbezogene Daten dürfen länger gespeichert werden, soweit die personenbezogenen 
Daten vorbehaltlich der Durchführung geeigneter technischer und organisatorischer Maß-
nahmen, die von dieser Verordnung zum Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen 
Person gefordert werden, ausschließlich für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke 
oder für wissenschaftliche und historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke 
gemäß Artikel 89 Absatz 1 verarbeitet werden („Speicherbegrenzung“);  

f)  in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der personenbezoge-
nen Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger Verar-
beitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder unbeabsichtig-
ter Schädigung durch geeignete technische und organisatorische Maßnahmen („Integrität 
und Vertraulichkeit“);  

 
Art. 32 Abs. 4 DSGVO  
(4)  Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter unternehmen Schritte, um sicherzustellen,  
      dass ihnen unterstellte natürliche Personen, die Zugang zu personenbezogenen Daten haben,  
      diese nur auf Anweisung des Verantwortlichen verarbeiten, es sei denn, sie sind nach dem  
      Recht der Union oder der Mitgliedstaaten zur Verarbeitung verpflichtet.  
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Art. 83 Abs. 4 DSGVO  
(4) Bei Verstößen gegen die folgenden Bestimmungen werden im Einklang mit Absatz 2 Geld- 
     bußen von bis zu 10 000 000 EUR oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 2 % seines  
     gesamten weltweit erzielten Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahrs verhängt,  
     je nachdem, welcher der Beträge höher ist:  

a)  die Pflichten der Verantwortlichen und der Auftragsverarbeiter gemäß den Artikeln 8, 11, 25 
bis 39, 42 und 43;  

b)  die Pflichten der Zertifizierungsstelle gemäß den Artikeln 42 und 43;  
c)  die Pflichten der Überwachungsstelle gemäß Artikel 41 Absatz 4.  
 

 
Strafvorschriften des § 42 DSAnpUG-EU (BDSG-neu) 
§ 42 BDSG  
(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer wissentlich nicht  
     allgemein zugängliche personenbezogene Daten einer großen Zahl von Personen, ohne hierzu    
     berechtigt zu sein,  

1.  einem Dritten übermittelt oder  
2.  auf andere Art und Weise zugänglich macht und hierbei gewerbsmäßig handelt.  

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer personenbezogene  
      Daten,  
      die nicht allgemein zugänglich sind,  

1.  ohne hierzu berechtigt zu sein, verarbeitet oder  
2.  durch unrichtige Angaben erschleicht 

  und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht handelt, sich oder einen anderen zu bereichern    
  oder einen anderen zu schädigen. 

(3)  Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 2Antragsberechtigt sind die betroffene Person, der     
      Verantwortliche, die oder der Bundesbeauftragte und die Aufsichtsbehörde. 
(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 oder eine Benachrichtigung nach  
     Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 darf in einem Strafverfahren gegen den  
     Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden oder seine in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung  
     bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung des Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden  
     verwendet werden. 
 
§ 43 BDSG  
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig  

1.  entgegen § 30 Absatz 1 ein Auskunftsverlangen nicht richtig behandelt oder  
2.  entgegen § 30 Absatz 2 Satz 1 einen Verbraucher nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 

nicht rechtzeitig unterrichtet.  
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro geahndet werden.  
(3) Gegen Behörden und sonstige öffentliche Stellen im Sinne des § 2 Absatz 1 werden keine  
     Geldbußen verhängt.  
(4) Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 oder eine Benachrichtigung nach  
     Artikel 34 (1 der Verordnung (EU) 2016/679 darf in einem Verfahren nach dem Gesetz  
     über Ordnungswidrigkeiten gegen den Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden oder seine in  
     § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung des  
     Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden verwendet werden. 
 
Strafgesetzbuch (StGB):  
§ 202a Ausspähen von Daten  
(1) Wer unbefugt sich oder einem anderen Zugang zu Daten, die nicht für ihn bestimmt und die  

gegen unberechtigten Zugang besonders gesichert sind, unter Überwindung der Zugangssiche-
rung verschafft, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.  

(2) Daten im Sinne des Absatzes 1 sind nur solche, die elektronisch, magnetisch oder sonst nicht  
     unmittelbar wahrnehmbar gespeichert sind oder übermittelt werden.  
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§ 202b Abfangen von Daten  
Wer unbefugt sich oder einem anderen unter Anwendung von technischen Mitteln nicht für ihn be-
stimmte Daten (§ 202a Abs. 2) aus einer nichtöffentlichen Datenübermittlung oder aus der elektro-
magnetischen Abstrahlung einer Datenverarbeitungsanlage verschafft, wird mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit schwe-
rerer Strafe bedroht ist.  
 
§ 202c Vorbereiten des Ausspähens und Abfangens von Daten  
(1) Wer eine Straftat nach § 202a oder § 202b vorbereitet, indem er  

1.  Passwörter oder sonstige Sicherungscodes, die den Zugang zu Daten (§ 202a Abs. 2) er-
möglichen, oder  

2.  Computerprogramme, deren Zweck die Begehung einer solchen Tat ist,  
herstellt, sich oder einem anderen verschafft, verkauft, einem anderen überlässt, verbreitet 
oder sonst zugänglich macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft.  

(2) § 149 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.  
 
§ 202d Datenhehlerei  
(1) Wer Daten (§ 202a Absatz 2), die nicht allgemein zugänglich sind und die ein anderer durch  

eine rechtswidrige Tat erlangt hat, sich oder einem anderen verschafft, einem anderen über-
lässt, verbreitet oder sonst zugänglich macht, um sich oder einen Dritten zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft.  

(2) Die Strafe darf nicht schwerer sein als die für die Vortat angedrohte Strafe.  
(3) Absatz 1 gilt nicht für Handlungen, die ausschließlich der Erfüllung rechtmäßiger dienstlicher  

oder beruflicher Pflichten dienen. Dazu gehören insbesondere  
1.  solche Handlungen von Amtsträgern oder deren Beauftragten, mit denen Daten ausschließ-

lich der Verwertung in einem Besteuerungsverfahren, einem Strafverfahren oder einem 
Ordnungswidrigkeitenverfahren zugeführt werden sollen, sowie  

2.  solche beruflichen Handlungen der in § 53 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 der Strafprozessord-
nung genannten Personen, mit denen Daten entgegengenommen, ausgewertet oder veröf-
fentlicht werden. 

 
§ 203 Verletzung von Privatgeheimnissen  
(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen Lebensbereich          
     gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als  

1.  Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker oder Angehörigen eines anderen Heilberufs, der für die 
Berufsausübung oder die Führung der Berufsbezeichnung eine staatlich geregelte Ausbil-
dung erfordert,  

2.  Berufspsychologen mit staatlich anerkannter wissenschaftlicher Abschlussprüfung,  
3.  Rechtsanwalt, Kammerrechtsbeistand, Patentanwalt, Notar, Verteidiger in einem gesetzlich  

geordneten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbe-
vollmächtigten oder Organ oder Mitglied eines Organs einer Rechtsanwalts-, Patentanwalts-
, Wirtschaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder Steuerberatungsgesellschaft,  

4.  Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Jugendberater sowie Berater für Suchtfragen in einer Be-
ratungsstelle, die von einer Behörde oder Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts anerkannt ist,  

5.  Mitglied oder Beauftragten einer anerkannten Beratungsstelle nach den §§ 3 und 8 des 
Schwangerschaftskonfliktgesetzes,  

6. staatlich anerkanntem Sozialarbeiter oder staatlich anerkanntem Sozialpädagogen oder  
7.  Angehörigen eines Unternehmens der privaten Kranken-, Unfall- oder Lebensversicherung 

oder einer privatärztlichen, steuerberaterlichen oder anwaltlichen Verrechnungsstelle anver-
traut worden oder sonst bekanntgeworden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder 
mit Geldstrafe bestraft.  

(2)  Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, namentlich ein zum persönlichen  
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Lebensbereich gehörendes Geheimnis oder ein Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offenbart, 
das ihm als  
1.  Amtsträger,  
2.  für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteten,  
3.  Person, die Aufgaben oder Befugnisse nach dem Personalvertretungsrecht wahrnimmt,  
4.  Mitglied eines für ein Gesetzgebungsorgan des Bundes oder eines Landes tätigen Untersu-

chungsausschusses, sonstigen Ausschusses oder Rates, das nicht selbst Mitglied des Ge-
setzgebungsorgans ist, oder als Hilfskraft eines solchen Ausschusses oder Rates,  

5.  öffentlich bestelltem Sachverständigen, der auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegen-
heiten auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet worden ist, oder  

6.  Person, die auf die gewissenhafte Erfüllung ihrer Geheimhaltungspflicht bei der Durchfüh-
rung wissenschaftlicher Forschungsvorhaben auf Grund eines Gesetzes förmlich verpflichtet 
worden ist, anvertraut worden oder sonst bekanntgeworden ist. Einem Geheimnis im Sinne 
des Satzes 1 stehen Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse eines an-
deren gleich, die für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung erfasst worden sind; Satz 1 ist 
jedoch nicht anzuwenden, soweit solche Einzelangaben anderen Behörden oder sonstigen 
Stellen für Aufgaben der öffentlichen Verwaltung bekanntgegeben werden und das Gesetz 
dies nicht untersagt.  

(2a) (weggefallen)  
(3) Kein Offenbaren im Sinne dieser Vorschrift liegt vor, wenn die in Abs. 1 und 2 genannten 

Personen Geheimnisse den bei ihnen berufsmäßig tätigen Gehilfen oder den bei ihnen zur Vor-
bereitung auf den Beruf tätigen Personen zugänglich machen. Die in den Absätzen 1 und 2 
Genannten dürfen fremde Geheimnisse gegenüber sonstigen Personen offenbaren, die an ihrer 
beruflichen oder dienstlichen Tätigkeit mitwirken, soweit dies für die Inanspruchnahme der Tä-
tigkeit der sonstigen mitwirkenden Personen erforderlich ist; das Gleiche gilt für sonstige mitwir-
kende Personen, wenn diese sich weiterer Personen bedienen, die an der beruflichen oder 
dienstlichen Tätigkeit der in den Absätzen 1 und 2 Genannten mitwirken.  

(4) Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer unbefugt ein fremdes 
Geheimnis offenbart, das ihm bei der Ausübung oder bei Gelegenheit seiner Tätigkeit als mitwir-
kende Person oder als bei den in den Absätzen 1 und 2 genannten Personen tätiger Beauftragter 
für den Datenschutz bekannt geworden ist. Ebenso wird bestraft, wer  
1.  als in den Absätzen 1 und 2 genannte Person nicht dafür Sorge getragen hat, dass eine 

sonstige mitwirkende Person, die unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gele-
genheit ihrer Tätigkeit bekannt gewordenes Geheimnis offenbart, zur Geheimhaltung ver-
pflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die selbst eine in den Ab-
sätzen 1 oder 2 genannte Person sind,  

2.  als im Absatz 3 genannte mitwirkende Person sich einer weiteren mitwirkenden Person, die 
unbefugt ein fremdes, ihr bei der Ausübung oder bei Gelegenheit ihrer Tätigkeit bekannt ge-
wordenes Geheimnis offenbart, bedient und nicht dafür Sorge getragen hat, dass diese zur 
Geheimhaltung verpflichtet wurde; dies gilt nicht für sonstige mitwirkende Personen, die 
selbst eine in den Absätzen 1 oder 2 genannte Person sind, oder  

3.  nach dem Tod der nach Satz 1 oder nach den Absätzen 1 oder 2 verpflichteten Person ein 
fremdes Geheimnis unbefugt offenbart, das er von dem Verstorbenen erfahren oder aus des-
sen Nachlass erlangt hat. 

(5)  Die Absätze 1 bis 4 sind auch anzuwenden, wenn der Täter das fremde Geheimnis nach dem  
      Tod des Betroffenen unbefugt offenbart.  
(6)  Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern  
      oder einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder  
      Geldstrafe.  


